


Bebauungsplans bzw. nachgeordneten Planungsebenen. 

2. Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung

Die beteiligten Behörden haben der Änderung des Flächennutzungsplans zugestimmt. Durch 
die beteiligten _anerkannten Umweltverbände wurden grundsätzliche Bedenken gegen eine 
Siedlungsentwicklung an diesem Standort hervorgebracht. Der Stellungnahme wurde nicht 
gefolgt. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach§ 3 Absatz 2 BauGB sind drei Stellungnahmen, 
aufgegliedert in 41 Einzelargumente, zur Änderung des Flächennutzungsplans eingegangen. 
Die Stellungnahmen haben eine grundsätzliche Kritik an der Siedlungsentwicklung an diesem 
Standort sowie den damit verbundenen Kosten für die Freie und Hansestadt Hamburg zum 
Inhalt. Darüber hinaus wurden Bedenken in Bezug auf die Umweltauswirkungen bei Realisie­
rung der Planung sowie die Auswirkungen auf die benachbarten FFH-Gebiete hervorgebracht. 

Den Stellungnahmen wurde nicht gefolgt und es ergaben sich keine Änderungen an der Än­
derung des Flächennutzungsplans sowie die dazugehörige Begründung. 

3. Änderung des Flächennutzungsplans nach Abwägung mit anderweitigen Planungsmöglich­
keiten 

Mit dieser Änderung des Flächennutzungsplans wird auf Ebene der vorbereitenden Bauleit­
planung die Grundlage für die von der Freien und Hansestadt Hamburg angestrebte Stärkung 
des Wohnungsbaus in Teilen gescj,affen, überwiegend jedoch analog zum bestehenden Flä­
chennutzungsplan bestätigt. Auch die Schaffung von Arbeitsstätten kann durch die Integration 
von nicht wesentlich störenden Gewerbe- Und Handwerksbetrieben ermöglicht werden. Durch 
die Anknüpfung an die bestehende Siedlungsstruktur und somit an die vorhandene Verkehrs-, 
Versorgungs- und soziale Infrastruktur bietet sich das Plangebiet als Standort für einen ge­
mischt genutzten Stadtteil an. Er ist bereits seit 1973 durch die Darstellungen des Flächennut­
zungsplans für die Siedlungsentwicklung gesichert. Die Flächen befinden sich zudem in öf­
fentlichem Eigentum. 

Vergleichbare Flächen in der erforderlichen Größe, die eine Planungsalternative zur Aktivie­
rung ähnlicher Wohnbaupotenziale darstellen könnten, stehen nicht zurVerfügung bzw. wer­
den bereits ebenfalls entwickelt und stellen daher keine Verlagerungsoption dar. Eine Auswei­
tung der Siedlungsflächen der Stadt Hamburg auf weniger gut geeignete Flächen - etwa 
fernab von Anbindungen an das Schnellbahnnetz - würde den grundlegenden Zielen der 
Stadtentwicklungspolitik in Hamburg zuwiderlaufen und stellt keine Option dar. 

Auch die Entwicklung von ca. 6.500 Wohneinheiten verteilt auf mehrere kleinen Standorte, die 
sowohl Flächenpotenziale bieten als auch verfügbar sind, stellt keine Planungsalternative dar. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde keine an die Masterplanung angepasste 
Stadtteilentwicklung für Oberbillwerder vorbereitet. Damit wäre im Norden und Westen der 
Beibehalt einer größeren Ausdehnung der Siedlungsfläche in die landwirtschaftliche Kultur­
landschaft in der Darstellung des Flächennutzungsplans verbunden. Zudem wäre der für die 
Entwicklung für Industrie- und Gewerbeflächen vorgehaltene Flächenanteil größer. 
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